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Antrag 

der Fraktion der KPD 


betr. Antrag beim Bundesverfassungsgericht auf 
Verbot faschistischer und militaristischer 
Organisationen. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird verpflichtet, gestützt auf den Artikel 9 
Absatz 2 des Grundgesetzes, in dem es heißt: 

„Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den 
Strafgesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die ver- 
fassungsmäßige Ordnung oder gegen den Gedanken der 
Völkerverständigung richten, sind verboten”, 

beim Bundesverfassungsgericht sofort das Verbot 

1. der Ersten Legion, 

2. der Vereinigung der SS-Division „Großdeutschland” und 

3. aller im Bundesgebiet bestehender Organisationen und 
Vereinigungen, die militaristischen Charakter tragen, 
die den Militarismus wieder aufleben lassen wollen und 
militaristische Traditionen pflegen, 

zu beantragen. 


Bonn, den 2. Juli 1951 


Drack: Peter Miier, Bm*dor!-Äe fbnrg 
JUlaia- Vertrieb Dt. Haus Hef er, Andernach. Brette StraSe J 
and Wiesbaden. Nietes Aestr i 


SO 


Renner und Fraktion 



